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Belastungen der Anwohner durch den Lkw-Durchgangsverkehr auf der B 426 im Zuge der

Ortsdu rchfahrt Rei n heim

Sehr geehrter Herr Weis,

vielen Dank für lhr Schreiben vom 24.02.2016 an Herrn Staatsminister Al-Wazir, in dem Sie sich

für Maßnahmen zur Reduzierung des Schwerverkehrs in Reinheim einsetzen. Herr Staatsminister

Al-Wazir hat mich gebeten, lhnen zu antworten.

Mir sind die starken Belastungen der Anwohnerinnen und Anwohner von Reinheim durch den

Schwerlastverkehr an der B 426 bewusst. Die schwierige Lage und den Wunsch nach einer

Reduzierung des Schwerverkehrs kann ich nachvollziehen. Einer Beschränkung des Schwer-

verkehrs sind allerdings hohe rechtliche Hürden gesetzt. lnsbesondere muss eine derartige

Maßnahme dem Verhältnismäßigkeitsg rundsatz genügen.

Grundsätzlich ist eine Bundesfernstraße für alle Verkehrsarten gewidmet. Nach dem Bundesfern-

straßengesetz sind Bundesfernstraßen öffentliche Straßen und bilden ein zusammenhängendes

Verkehrsnetz, welches dem weiträumigen Verkehr dient. Die Beschränkung einer Verkehrsaft

(2. B. den Schwerverkehr) kann nur in begründeten Ausnahmefällen und im Einklang mit der

Straßenverkehrs-Ordnung (SIVO) angeordnet werden. Danach können Verkehrsbeschränkungen

in Betracht gezogen werden, wenn aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine

Gefahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung des Rechtsguts, zu

dessen Schutz eine Anordnung ergangen ist oder ergehen soll (2. B.Verkehrssicherheit oder

Lärmschutz), erheblich übersteigt.
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Eine Gefahrenlage aus Verkehrssicherheitsgründen, welche ein Durchfahrverbot begründen

könnte, ist an der B 426 in der Ortsdurchfahrt Reinheim nicht gegeben.

Die Auswirkungen aus der Lärmbelastung müssen dagegen noch geprüft werden. Nach ersten

Erkenntnissen hat sich die Verkehrsmenge an der B 426 zr'rischen 2010 und 2015 jedoch nicht

grundlegend verändert (die offiziellen Ergebnisse der Straßenverkehrszählung 2015 liegen

voraussichtlich im Sommer 2016 vor). Dagegen gibt es innerhalb von Reinheim veränderte

Verkehrsströme. Aufgrund der Teilentwidmung der B 426 in Reinheim und der Zusammenlegung

der zuvor gesplitteten Aste der B 426 im Jahr 2014 kam es innerhalb von Reinheim zu einer

Verkehrsverlagerung, die eine höhere Verkehrsbelastung auf dem ca. 500 m langen Abschnitt der

B 426 (Ueberauer Str. und Bahnhofstr.) nach sich gezogen hat. Diese Teilentwidmung und in

Folge Verkehrsverlagerung erfolgte auf lnitiative der Stadt Reinheim.

Weitere Verkehrsverlagerungseffekte durch die Öffnung der Umgehungsstraße B 38 im November

2013 sowie das Lkw-Durchfahrverbot in Darmstadt seit dem 01 .11 .2015 können für Reinheim nicht

ausgeschlossen werden. Daher liegen belastbare Verkehrszahlen, nach denen die aktuelle

Lärmbelastung berechnetwerden könnte, derzeit nichtvor. lm April 2016 sind durch Hessen Mobil

- Straßen- und Verkehrsmanagement jedoch erneut Verkehrszählungen an der B 426 geplant. Mit

einer Auswertung dieser Nachzählungen, einer Verkehrsbefragung sowie der Lärmberechnung ist

im Sommer 2016 zu rechnen.

Auch bei Vorliegen einer Gefahrenlage muss eine verkehrsbehördliche Anordnung verhältnis-

mäßig sein. Eine Einschränkung in Form eines generellen oder auch tageszeitlich beschränkten

Fahrverbots für bestimmte Verkehrsgruppen über einen Streckenzug kann als ultima ratio nur

dann begründet werden, wenn es zumutbare und geeignete Alternativstrecken gibt, bei denen es

nicht zu einer Verlagerung der negativen Effekte kommt. Die von lhnen geforderte Umleitung über

die B 38, B 26 und die B 45 bedeutet eine Mehrbelastung von über 15 Kilometern bzw. ca.20

Minuten pro Lkw und Strecke. Sofern Kenntnisse über die aktuelle Lärmbelastung in Reinheim

voraussichtlich im Sommer dieses Jahres vorliegen, sind die Vor- und Nachteile eines möglichen

Durchfahrverbots abzuwägen.

Weiterhin fordern Sie die Anordnung einer Geschwindigkeitsbeschränkung von 30 km/h für Lkw.

Diese kann dann als milderes Mittel in Betracht gezogen werden, wenn die Richtwerte der

Lärmschutz-Richtlinien-StV überschritten werden. Sofern aus den angesprochenen Lärmbe-

rechnungen überhöhte Werte festgestellt werden, werde ich entsprechende Schritte einleiten.

Langfristig lassen sich die durch die B 426 hervorgerufenen Verkehrsbelastungen in Reinheim nur

durch eine Umgehungsstraße verringern. Diese wurde in dem am 16.03.2016 veröffentlichten
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Entwurf des Bundesverkehrswegeplans 2030 für Reinheim als ,,weiterer Bedarf" in Aussicht

gestellt. Eine weitere Umgehungstraße für Reinheim ist damit - wenn auch eher langfristig

betrachtet - möglich.

lch bedauere, lhnen keine günstigere Mitteilung machen zu können.

Mit freundlichen Grüßen
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